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Schulgesetz - SchulG LSA
Zweiter Abschnitt Gliederung des Schulwesens

8§ 3 Gliederung des Schulwesens
(1) Das Schulwesen gliedert sich in Schulformen und in Schulstufen.
(2) Die Schulformen sind:
1. Allgemeinbildende Schulen

a) die Grundschule,

b) die Sekundarschule,

c) die Gesamtschule,

d) die Gemeinschaftsschule,

e) das Gymnasium,

f) die Forderschule,

g) Schulen des zweiten Bildungsweges: Abendsekundarschule, Abendgymnasium und
Kolleg;

2. Berufsbildende Schulen
a) die Berufsschule,
b) die Berufsfachschule,
c) die Fachschule,
d) die Fachoberschule,
e) das Berufliche Gymnasium.

(3) Schulstufen sind:
1. die Primarstufe; sie umfasst den 1. bis 4. Schuljahrgang,
2. die Sekundarstufe I; sie umfasst den 5. bis 10. Schuljahrgang und die Abendsekundarschule,

3. die Sekundarstufe II; sie umfasst an allgemeinbildenden Schulen den 11. bis 13.
Schuljahrgang, die berufsbildenden Schulen, das Abendgymnasium und das Kolleg.

§ 5a Gesamtschule



(1) In der Gesamtschule werden Schiilerinnen und Schiiler ab dem 5. Schuljahrgang unterrichtet.
Die Schuljahrgédnge 5 und 6 werden entsprechend § 5 Abs. 2 und § 6 Abs. 2 gefiihrt. Die
Gesamtschule in integrativer Form fiihrt die Schuljahrgdnge 11 bis 13 als gymnasiale Oberstufe.
Sofern sie einen gymnasialen Zweig anbietet, bilden fiir diesen Zweig die Schuljahrgdnge 11 und 12
die Qualifikationsphase. In der Gesamtschule in kooperativer Form bilden die Schuljahrgénge 11
und 12 die Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe.

(2) Die Gesamtschule vermittelt eine allgemeine und berufsorientierende Bildung und ermoglicht
den Schiilerinnen und Schiilern entsprechend ihren Leistungen und Neigungen eine
Schwerpunktbildung, die sie befdhigt, ihren Bildungsweg an einer Hochschule, in berufs- oder
studienqualifizierenden Bildungsgdngen fortzusetzen. Sie kann mit Zustimmung der obersten
Schulbehorde als Schule mit inhaltlichen Schwerpunkten gefiihrt werden. Im 6. Schuljahrgang wird
in einem der Facher Deutsch, Mathematik oder erste Fremdsprache eine Klassenarbeit mit zentral
gestellten Aufgaben geschrieben. Die Auswahlentscheidung trifft die oberste Schulbehérde.

(3) Die Gesamtschule wird als Gesamtschule in integrativer Form oder als Gesamtschule in
kooperativer Form gefiihrt.

(4) Die Gesamtschule in integrativer Form bildet eine padagogische und organisatorische Einheit
und ermdglicht in einem differenzierten Unterrichtssystem Bildungsginge, die ohne Zuordnung zu
unterschiedlichen Schulformen zu allen Abschliissen der Sekundarstufen I und II fiihren. Die
Schuljahrgdnge 7 bis 10 werden im Klassenverband und in einer mit den Jahrgangsstufen
zunehmenden Anzahl von Fachern in Kursen erteilt, die nach Leistung und Neigung der
Schiilerinnen und Schiiler gebildet werden. Auf Antrag des Schulleiters kann mit Genehmigung der
obersten Schulbehérde ab dem 9. Schuljahrgang ein Gymnasialzweig eingerichtet werden.

(5) Die Gesamtschule in kooperativer Form fiihrt die Sekundarschule und das Gymnasium
padagogisch und organisatorisch zusammen. Der Unterricht wird in schulformspezifischen Klassen
und in schulformiibergreifenden Lerngruppen erteilt, wobei der schulformspezifische Unterricht
iiberwiegen muss.

(5a) Die Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe schliel§t mit der Abiturpriifung ab. Die
oberste Schulbehorde legt fest, in welchen Féachern schriftliche Priifungen mit zentral gestellten
Aufgaben durchgefiihrt werden. Die Bewertung erfolgt auf der Grundlage der zentralen
Bewertungshinweise und des Erwartungshorizonts des jeweiligen Fachpriifungsausschusses. Die
Zweitkorrekturen der Priifungsarbeiten kénnen von der Schulbehérde in einzelnen Fachern der
schriftlichen Priifung Fachlehrkriften einer anderen Gesamtschule oder eines anderen Gymnasiums
ibertragen werden.

(6) Auf Antrag der Gesamtkonferenz kdnnen Gesamtschulen als Ganztagsschulen gefiihrt werden,
wenn die personellen, sdchlichen und schulorganisatorischen Voraussetzungen dafiir vorliegen. Die
Entscheidung trifft die Schulbehérde im Einvernehmen mit dem Schultrédger.

(7) Die oberste Schulbehérde erldsst die Bestimmungen zur Errichtung der Gesamtschulen (§ 64
Abs. 2) sowie die entsprechenden Regelungen gemal §8§ 22, 34 und 35 durch Verordnung. Die
gymnasiale Oberstufe kann auch in Kooperation mit einer anderen Schule gefiihrt werden.
Gesamtschulen in integrativer Form werden mindestens vierziigig gefiihrt; die Schulbehérde kann
Ausnahmen zulassen. Bei Gesamtschulen in kooperativer Form sind die beiden Schulzweige jeweils
mindestens zweiziigig zu fiihren.



(8) Das fiir Schulwesen zustidndige Ministerium wird ermdchtigt, die Maligaben fiir die
Differenzierung in den Fachern, die Einstufung in die abschlussbezogenen Klassen oder Kurse, die
Umstufung zwischen den Klassen und Kursen, die Leistungsvoraussetzungen fiir den Eintritt in den
Gymnasialzweig gemall Absatz 4 Satz 3, den Wechsel zwischen dem Sekundarschulzweig und dem
Gymnasialzweig gemall Absatz 5, die Ausgestaltung der gymnasialen Oberstufe geméall Absatz 1
Satz 3 bis 5 und die Abiturpriifung gemédl§ Absatz 5a durch Verordnung zu regeln.

8 5b Gemeinschaftsschule Sachsen-Anhalt

(1) In der Gemeinschaftsschule werden Schiilerinnen und Schiiler ab dem 5. Schuljahrgang
unterrichtet. Der Unterricht in der Sekundarstufe I erfolgt in der Regel im Klassenverband und
verzichtet weitgehend auf eine Unterscheidung nach Bildungsgéngen.

(2) Die Gemeinschaftsschule ermdglicht den Erwerb aller Abschliisse der allgemeinbildenden
Schulen. Fiir den Erwerb der Abschliisse der Sekundarstufe I gelten die Bestimmungen der
Sekundarschule oder des Gymnasiums. Fiir den Erwerb der Abschliisse der Sekundarstufe II gelten
die Bestimmungen des Gymnasiums.

(3) Jeder Gemeinschaftsschule liegt ein auf der Analyse der konkreten Schulsituation basierendes
pddagogisches und organisatorisches Konzept zugrunde. Es muss verbindliche

Vorgaben insbesondere {iber

1. die pddagogische und organisatorische Ausgestaltung des auf eine Differenzierung nach
Bildungsgdngen verzichtenden Unterrichts,

2. den Zeitpunkt und die Formen duf8erer Differenzierung,
3. die vorgesehene Ausbildungsdauer bis zum Abitur sowie
4. praxisbezogene Angebote und Aktivitdten zur Berufs- und Studienorientierung

enthalten. Fiihrt die Gemeinschaftsschule keine gymnasiale Oberstufe, hat es auBerdem
Einzelheiten zur Zusammenarbeit mit einer anderen Schule hinsichtlich des Erwerbs desAbiturs zu
enthalten.

(4) Die Gemeinschaftsschule fiihrt eine gymnasiale Oberstufe oder ermoglicht den Erwerb des
Abiturs in verbindlich geregelter, konzeptionell untersetzter Zusammenarbeit mit einer anderen
Schule. Fiihrt die Gemeinschaftsschule eine gymnasiale Oberstufe, umfasst die Qualifikationsphase
grundsétzlich die Schuljahrgénge 11 und 12; davon kann mit Zustimmung der Landesregierung
abgewichen werden. Wandelt sich eine Gesamtschule in integrativer Form in eine
Gemeinschaftsschule um, darf sie die Schuljahrgidnge 11 und 12 oder 12 und 13 als
Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe fiihren. Im Fall der Zusammenarbeit mit einer
anderen Schule richtet sich die Ausgestaltung der gymnasialen Oberstufe grundsatzlich nach den fiir
diese andere Schule geltenden Regelungen.

(5) Im 6. Schuljahrgang wird in einem der Facher Deutsch, Mathematik oder erste Fremdsprache
eine Klassenarbeit mit zentral gestellten Aufgaben geschrieben. Die Auswahlentscheidung trifft die
oberste Schulbehorde.

(6) Die Gemeinschaftsschule wird mindestens zweiziigig gefiihrt.



(7) Gemeinschaftsschulen entstehen durch Umwandlung einer bestehenden Schule oder bestehender
Schulen auf deren Antrag. Es konnen Schulen der Schulformen Sekundarschule, Gesamtschule und
Gymnasium umgewandelt werden. Der Antrag ist schriftlich bei der Schulbehorde einzureichen.
Mit dem Antrag ist ein Konzept nach Absatz 3 einzureichen. Uber den Antrag entscheidet die
Schulbehorde im Einvernehmen mit dem Schultrédger und dem Tréager der
Schulentwicklungsplanung auf der Grundlage einer Bewertung des Konzepts. Die
Gemeinschaftsschule wird jahrlich aufwachsend beginnend mit dem 5. Schuljahrgang entwickelt.
Fiir den Zeitraum der Umwandlung kénnen an den aufwachsenden und auslaufenden Schulen
gemeinsame Konferenzen, Eltern- und Schiilervertretungen gebildet werden. Die
Gemeinschaftsschule kann das Konzept im Einvernehmen mit dem Schultrdger und dem Tréager der
Schulentwicklungsplanung mit Genehmigung der Schulbehérde aktualisieren. Die Umwandlung
einer Gemeinschaftsschule in eine andere Schulform erfolgt auf Antrag der Schule im
Einvernehmen mit dem Schultrdger und dem Tréager der Schulentwicklungsplanung mit
Genehmigung der Schulbehérde.

(8) Die oberste Schulbehdrde wird erméchtigt, die ndheren Bestimmungen zu den Einzelheiten des
pddagogischen und organisatorischen Konzepts und zur Umwandlung durch Verordnung zu regeln.
Uber die Grundsitze der Verordnung nach Satz 1 sowie der Verordnungen nach den §§ 22 und 35 in
Bezug auf die Gemeinschaftsschule ist die Herstellung des Benehmens mit dem fiir das Schulwesen
zustandigen Landtagsausschuss erforderlich.

Gemeinschaftsschulverordnung - GmSVO

8§ 3 Grundsatze der Differenzierung
(1) Das padagogische und organisatorische Konzept der Schule bildet die Grundlage fiir die
Ausgestaltung des differenzierten Unterrichts.

(2) Differenzierter Unterricht dient der individuellen Foérderung der Schiilerinnen und Schiiler, um
sie zu dem angestrebten und fiir sie hochstmoglichen schulischen Abschluss zu fiihren. Individuelle
Forderung wird im Rahmen des Pflichtunterrichtes und durch weitere Férderangebote realisiert.
Den unterschiedlichen Lernvoraussetzungen und Leistungsmdéglichkeiten der Schiilerinnen und
Schiiler ist in allen Fachern und Schuljahrgdngen durch geeignete Formen der Differenzierung
Rechnung zu tragen.

(3) Uber die Formen der Differenzierung wie abschlussbezogene Klassen und Lerngruppen,
leistungsdifferenzierte Lerngruppen, klasseninterne Lerngruppen, besondere Lernformen und
Lernarrangements und weitere Formen der individuellen Férderung entscheidet die Schule in
Abhéngigkeit von der konkreten Schulsituation unter Beachtung folgender Malgaben:

1. Differenzierter Unterricht findet in allen Schuljahrgidngen statt. Kompetenzorientierte und
neigungsorientierte Differenzierungsangebote erfolgen ohne Einordnung der Schiilerinnen
und Schiiler in Bildungsgédnge. Abschlussorientierte Differenzierungsangebote bereiten die
Schiilerinnen und Schiiler auf den Unterricht auf den abschlussbezogenen Anspruchsebenen
vor, ohne sie in Bildungsgédnge einzuordnen. Abschlussbezogene Differenzierung erfolgt
strukturiert nach Anspruchsebenen, wobei die Schiilerin oder der Schiiler eindeutig in einen
abschlussbezogenen Unterricht eingeordnet wird. Die Anspruchsebenen sind durch das
jeweilige Curriculum, welches dem Unterricht zum Erwerb des Hauptschulabschlusses,
Realschulabschlusses oder Abiturs zugrunde liegt, definiert.



2. Der Unterricht in den Schuljahrgédngen 5 und 6 umfasst fiir alle Schiilerinnen und Schiiler
gleich verpflichtende Lerninhalte. Kompetenzorientierte und neigungsorientierte
Differenzierungsangebote sind vorzuhalten.

3. In den Schuljahrgéngen 7 und 8 wird der Unterricht grundsétzlich auf der Anspruchsebene,
die auf den Erwerb des Realschulabschlusses ausgerichtet ist, durchgefiihrt. Neben den
kompetenzorientierten und neigungsorientierten Differenzierungsangeboten sind verstarkt
auch abschlussorientierte Angebote, die an den curricularen Vorgaben des Gymnasiums
ausgerichtet sind, vorzuhalten. Diese Angebote sind insbesondere in den Kernfdchern und
Naturwissenschaften, mindestens jedoch in Mathematik und Englisch vorzuhalten.

4. Optional kann die Gemeinschaftsschule ab dem 8. Schuljahrgang zusétzlich das Produktive
Lernen oder ein dem Produktiven Lernen vergleichbares Angebot vorhalten.

5. Der Unterricht im 9. Schuljahrgang wird abschlussbezogen differenziert. Die Schiilerin oder
der Schiiler wird in allen Fachern entweder in den hauptschulabschlussbezogenen oder den
realschulabschlussbezogenen Unterricht eingeordnet. Sie oder er kann zur Foérderung ihrer
oder seiner Kompetenzentwicklung an ausgewdhlten Differenzierungsangeboten auf einer
hoheren Anspruchsebene teilnehmen. Ist die Gemeinschaftsschule in einer
Organisationsform nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Umwandlungsverordnung gestaltet, kénnen die
Schiilerinnen und Schiiler den in allen Fachern auf den Erwerb des Abiturs ausgerichteten
Unterricht besuchen, sofern die Voraussetzungen fiir den Ubergang in den Gymnasialzweig
erfiillt sind.

6. Im 10. Schuljahrgang erfolgt der Unterricht realschulabschlussbezogen. Die Schiilerin oder
der Schiiler kann zur Foérderung ihrer oder seiner Kompetenzentwicklung an ausgewdhlten
Differenzierungsangeboten auf einer hoheren Anspruchsebene teilnehmen. Ist die
Gemeinschaftsschule in einer Organisationsform nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 der
Umwandlungsverordnung gestaltet, konnen die Schiilerinnen und Schiiler den in allen
Féachern auf den Erwerb des Abiturs ausgerichteten Unterricht besuchen, sofern sie diesen
bereits im 9. Schuljahrgang besucht haben und versetzt werden.

7. Differenzierter Unterricht umfasst auch die Wahlpflichtangebote in den Schuljahrgdngen 7
bis 10. Ab dem 7. Schuljahrgang nehmen alle Schiilerinnen und Schiiler am Unterricht in der
zweiten Fremdsprache teil, sofern sie nicht einen Wahlpflichtkurs belegen.

8. Schiilerinnen und Schiiler mit sonderpddagogischem Forderbedarf sollen durch
differenzierte Férderung im gemeinsamen Unterricht eine ihren persénlichen Moglichkeiten
entsprechende Bildung und Erziehung erhalten. Fiir den differenzierten Unterricht gilt die
Verordnung iiber die sonderpddagogische Forderung.

Umwandlungsverordnung - UmwVO
§ 1 Organisationsformen
(1) Folgende Organisationsformen der Gemeinschaftsschule sind méglich:

1. die Gemeinschaftsschule mit den Schuljahrgdngen 5 bis 12 und einem gymnasialen Zweig
ab dem 9. Schuljahrgang, wobei der Schuljahrgang 10 dieses Zweiges sowie die
Schuljahrgidnge 11 und 12 entweder

a) als eigene gymnasiale Oberstufe oder



b) als gymnasiale Oberstufe in Kooperation mit einer anderen Schule
gefiihrt werden,

2. die Gemeinschaftsschule mit den Schuljahrgdngen 5 bis 13, wobei die Schuljahrgédnge 11
bis 13 entweder

a) als eigene gymnasiale Oberstufe ode
b) als gymnasiale Oberstufe in Kooperation mit einer anderen Schule
gefiihrt werden.

(2) Wird die Gemeinschaftsschule in einer Organisationsform nach Absatz 1 Nr. 1 Buchst. b oder
Nr. 2 Buchst. b gefiihrt, liegt die Verantwortung fiir die gymnasiale Oberstufe bei der
kooperierenden Schule.

Unterrichtsorganisation an den Gesamtschulen RdErl. - UntOrgGes-RdErl.
Abschnitt 1 Kooperative Gesamtschulen

1. Die Unterrichtsorganisation erfolgt im Sekundarschulzweig gemall dem RdErl. des MK {iber die
Arbeit und Unterrichtsorganisation in der Sekundarschule vom 10. 5. 2010 (SVBIL. LSA S. 174).

2. Die Unterrichtsorganisation erfolgt im Gymnasialzweig gemall dem RdErl. des MK {iber die
Unterrichtsorganisation an den Gymnasien und Schulen des zweiten Bildungsweges
(Abendgymnasien und Kollegs) ab Schuljahr 2008/2009 vom 9. 6. 2008 (SVBI. LSA S. 245). Die
Fécherbelegung fiir den 11. und 12. Schuljahrgang bestimmt sich nach den Regelungen der
Oberstufenverordnung vom 24. 3. 2003 (GVBI. LSA S. 61), gedndert durch Verordnung vom 17.
11. 2006 (GVBI. LSA S. 526), in der jeweils geltenden Fassung.

Abschnitt 2 Integrierte Gesamtschulen
3. Grundsitzliches

3.1 Fiir die Schuljahrgdnge 5 bis 13 der Integrierten Gesamtschule mit Ausnahme des
Gymnasialzweiges gelten die Regelungen dieses RdErl.

3.2 Die Einrichtung eines Gymnasialzweiges im 9. Schuljahrgang erfolgt gemal der Verordnung
iiber die Aufnahme von Schiilerinnen und Schiilern in den Gymnasialzweig an der Integrierten
Gesamtschule vom 9. 7. 2003 (GVBI. LSA S. 154), gedndert durch Verordnung vom 29. 9. 2004
(GVBL. LSAS. 728), in der jeweils geltenden Fassung. Die Unterrichtsorganisation erfolgt im
Gymnasialzweig gemall dem in Nummer 2 aufgefiihrten RdErl. Die Facherbelegung fiir den 11. und
12. Schuljahrgang bestimmt sich nach den Regelungen der Oberstufenverordnung.

Versetzungsverordnung - VersetzVO
§ 8 Besondere Bestimmungen fiir die Kooperative Gesamtschule

Fiir die Schulformzweige der Kooperativen Gesamtschule gelten die Bestimmungen der
Sekundarschule und des Gymnasiums entsprechend.

§ 9 Besondere Bestimmungen fiir die Integrierte Gesamtschule

(1) Der Unterricht wird im 7. bis 9. Schuljahrgang in Fachleistungskursen auf zwei
Anspruchsebenen, dem Grundkurs (G-Kurs) und dem Erweiterungskurs (E-Kurs), erteilt. Die



dullere Fachleistungsdifferenzierung findet ab dem 7. Schuljahrgang in Mathematik und Englisch
und im 9. Schuljahrgang zusétzlich in Deutsch, Physik und Chemie statt.

(2) Die Kurseinstufungen in Mathematik und Englisch zu Beginn des 7. Schuljahrganges und in
Deutsch, Physik und Chemie zu Beginn des 9. Schuljahrganges erfolgen durch Beschluss der
Klassenkonferenz auf der Grundlage der Leistungen sowie unter Beachtung der Moéglichkeiten
einer angemessenen Forderung und der Wiinsche der Schiilerinnen und Schiiler und der
Erziehungsberechtigten.

(3) Jeweils am Ende eines Schulhalbjahres kann die Umstufung in einen anderen Kurs erfolgen,
letztmalig am Ende des ersten Schulhalbjahres des 9. Schuljahrganges. Die Entscheidung iiber den
Verbleib in einem Kurs oder iiber eine Umstufung in einen anderen Kurs trifft die
Klassenkonferenz. Schiilerinnen und Schiiler, die sehr gute oder gute Leistungen erzielt haben,
sollen in den Erweiterungskurs, Schiilerinnen und Schiiler, die mangelhafte oder ungeniigende
Leistungen erzielt haben, in den Grundkurs iibergehen. Jedoch miissen bei den Kurszuweisungen
auch Uberlegungen zur Gruppenkonstanz, zur Betreuungskontinuitit und zur Abschlusserwartung
in die Entscheidungen einbezogen werden. Bei befriedigenden oder ausreichenden Leistungen soll
in besonderer Weise gepriift werden, in welchem Kurs eine angemessene Forderung moglich ist.
Am Ende des ersten Schulhalbjahres des 9. Schuljahrganges ist insbesondere der angestrebte
Abschluss in die Entscheidung der Klassenkonferenz tiber die Kursbelegung einzubeziehen.

(4) Wechselt eine Schiilerin oder ein Schiiler zum Schulhalbjahr innerhalb des
leistungsdifferenzierten Unterrichts den Kurs, werden zur Bildung der Zeugnisnote zum
Schuljahresende alle Noten des jeweiligen Faches unter Beriicksichtigung des unterschiedlichen
Anforderungsniveaus der beiden Schulhalbjahre und der in den Schulhalbjahren erreichten Noten,
der jeweiligen Notentendenz und Leistungsentwicklung zu einer Note zusammengefasst.

(5) Fiir die Schuljahrgédnge der Integrierten Gesamtschule gelten die allgemeinen
Versetzungsvorschriften. Zum Ausgleich geméll § 4 Abs. 2 Satz 2 kénnen mangelhafte Leistungen
in einem Fach ohne &uflere Fachleistungsdifferenzierung oder in einem Grundkurs auch durch
mindestens ausreichende Leistungen in einem Erweiterungskurs ausgeglichen werden.

(6) Fiir eine Versetzung in den 10. Schuljahrgang muss eine Schiilerin oder ein Schiiler zusatzlich
zu den allgemeinen Versetzungsvorschriften folgende Anforderung erfiillen: mindestens
ausreichende Leistungen in zwei E-Kursen, wobei mindestens ein E-Kurs in einem Kernfach belegt
sein muss.

(7) Im 10. Schuljahrgang wird der gesamte Unterricht auf den Realschulabschluss ausgerichtet. In
den Fachern Mathematik, Englisch, Deutsch, Physik und Chemie kénnen Schiilerinnen und Schiiler
in gesonderten Lerngruppen unterrichtet werden, in denen sie auch vertiefte Anforderungen
erfiillen. Die Leistungsbewertung orientiert sich auch in diesen Lerngruppen an den Anforderungen
des Realschulabschlusses.

(8) Sofern ein Gymnasialzweig eingerichtet ist, gelten fiir diesen die Regelungen des Gymnasiums
entsprechend.



	SACHSEN-ANHALT
	Schulgesetz – SchulG LSA
	Gemeinschaftsschulverordnung - GmSVO
	§ 3 Grundsätze der Differenzierung
	Umwandlungsverordnung - UmwVO
	Unterrichtsorganisation an den Gesamtschulen RdErl. - UntOrgGes-RdErl.
	Versetzungsverordnung - VersetzVO


